
Wir sind jetzt alle Keynesianer! 
Regierungen auf dem Holzweg 
 
1971, im selben Jahr, als der damalige US-Präsident Nixon die Bindung des Dollars an das Gold aufkündigte 
und damit de facto die größte Enteignungsaktion der Weltgeschichte inszenierte (ein Coup, der 
interessanterweise bis heute keine entsprechende Würdigung erfahren hat!), bekannte er freimütig, „jetzt ein 
Keynesianer“ zu sein. In der Tat setzte „Tricky Dick“ auf die von John Maynard Keynes, dem bis in unsere Tage 
wirkungsmächtigsten Ökonomen des 20. Jahrhunderts, propagierte Politik hoher Steuern und 
schuldenfinanzierter Staatsausgaben. Diese Theorie besagt, daß der Staat – zum Ausgleich der für private 
Wirtschaftsakteure typischen Irrationalität und in Zeiten des Nachlassens deren Investitionstätigkeit – alles tun 
muß, um einer deflationären Entwicklung entgegenzuwirken. Zu diesem Zweck ist hemmungslos und unter 
allen Umständen Geld unter die Leute zu bringen - indem etwa das Graben und wieder Zuschaufeln von 
Löchern staatlich finanziert wird. Vollbeschäftigung ist in jedem Fall sicherzustellen. Genau deshalb sei eine 
deflationistische Politik schlicht des Teufels. Zum ebenso leidenschaftlich wie faktenwidrig ins Treffen geführten 
historischen „Beweis“ dafür wird behauptet, daß der deutsche Reichskanzler Heinrich Brüning, der von 1930 – 
1932 eine Deflation zugelassen hatte, damit schließlich dem Nationalsozialismus den Weg bereitet habe. Diese 
von keinerlei Seriosität belastete Kritik übersieht völlig, daß die Politik Brünings bereits auf dem besten Wege 
war, die Wirtschaft Deutschlands wieder auf eine gesunde Basis zu stellen. Zudem ging der Stimmenanteil der 
Nationalsozialisten während der Zeit seiner Regierung von 37 auf 33 Prozent zurück. Die tatsächlichen 
Wegbereiter des NS-Regimes hörten auf alle möglichen Namen. Der des „Deflationskanzlers“ Brüning war mit 
Sicherheit nicht darunter… 
 
Daß bis heute jeder empirische Nachweis für die angeblichen Segnungen einer inflationistischen Politik fehlt, an 
deren Ende ja niemals Prosperität und Vollbeschäftigung, immer aber ein gewaltiger Schuldenberg steht, ficht 
keinen der politischen Akteure an. Sie setzen weiterhin unbeirrt auf Keynes´ Voodoo-Ökonomie. 
 
Anders als in den USA, traten auf der europäischen Seite des Atlantiks einst nur linke Parteien für eine 
Konjunkturbelebung mittels Schuldenwirtschaft ein. Heutzutage gilt das längst nicht mehr. „Wir sind alle 
Keynesianer“ – in diesen Chor stimmen heute so gut wie alle politischen Parteien zwischen Helsinki und 
Valetta, Portugal und Polen ein – inklusive derer, die über die beeindruckende Chuzpe verfügen, sich zu allem 
Überfluß auch noch „liberal“ zu nennen (wie etwa die FDP). Wir haben es gegenwärtig mit einem späten, dafür 
aber weltweit vollständigen Triumph des 1946 verstorbenen britischen Magiers zu tun. 
 
Es versteht sich von selbst, daß die zu 99 Prozent aus geschützten Werkstätten in Regierungsämter 
gestolperten, wirtschaftspolitischen Leichtmatrosen in den Staatskanzleien, keine Alternativen zum „deficit 
spending“ kennen – schon gar nicht, wenn Wahlen heraufziehen und spießige Sparsamkeit im Arsenal der 
politischen Parteien nichts verloren hat. Da ist vielmehr das großzügige Ausschütten von Wohltaten angesagt, 
was, angesichts der bekannten Unbedarftheit einer soliden Wählermehrheit in Wirtschaftsfragen, gute 
Aussichten auf einen weiteren Verbleib am steuerfinanzierten Futtertrog eröffnet. 
 
Da die Regierenden, mangels attraktiver Alternativen, also wild entschlossen sind, ihr segensreiches Wirken 
nach den Wahlen fortzusetzen, buttern sie davor gerne erhebliche Mittel in sogenannte „Konjunkturpakete“. Sie 
versuchen damit die Illusion zu erwecken, einer dräuenden Rezession tatsächlich ein Schnippchen schlagen zu 
können. 1,6 Milliarden Euro sind es, die jetzt nach dem Willen der rotschwarzen Regierungsparteien in 
Österreich in „konjunkturbelebende Maßnahmen“ fließen sollen. Darunter ist – wie könnte es anders sein – 
nichts weiter als die Konservierung von Überkapazitäten in der Bauwirtschaft zu verstehen, was keinerlei 
Effekte für die Wohlstandsentwicklung im Lande erwarten lässt – zumindest keine positiven! Die phantastische 
Wirkung exzessiver – schuldenfinanzierter – Bautätigkeit kann man beispielsweise in Japan bewundern, wo seit 
mehr als 20 Jahren die letzten Quadratmeter unbebauter Fläche zugepflastert werden. Fazit: Keine Konjunktur 
– dafür aber Staatsschulden jenseits der 200-Prozent-Marke. Q.E.D. Der unerschütterliche Glaube, daß durch 
das Zubetonieren von Landschaften oder durch „Investitionen“ in die Bahninfrastruktur (z. B. in ebenso 
scheußlich anzuschauende wie funktional mangelhafte Monstrositäten wie den Wiener Zentralbahnhof) Impulse 
für eine Aufwertung des Standortes und die Schaffung von (selbsttragenden, nicht steuersubventionierten!) 
Arbeitsplätzen gelingen könnte, stirbt nie. Es handelt sich dabei inzwischen um eine „wissenschaftlich fundierte 
Tatsache“, die von listigen Etatisten erfolgreich in die Hirne gläubiger Demokraten implantiert wurde… 
 
Daß staatliche Projekte, sofern sie mit tatsächlich vorhandenem Geld finanziert werden, zu einer Verdrängung 
privater Investitionen führen, ist allein schon schlimm genug. Denn, auch wenn viele das nicht glauben können: 
Das vorhandene Geld kann nur einmal ausgegeben werden. Entweder Privatpersonen investieren es – auf 
Grund ihrer freien Entscheidung in für von ihnen bevorzugte Projekte, oder Politbonzen finanzieren damit, ohne 
sich damit aufzuhalten, die Zustimmung der Eigentümer der Kohle einzuholen - die Mehrung ihres Ruhmes. 
Entsprechend sehen die Entscheidungen aus: Butter oder Kanonen. 
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Noch weit schlimmer wird es, wenn für staatliche Brot-und-Spiele-Lustbarkeiten Gelder verbraten werden, die – 
noch dazu bei einer bereits bestehenden Überschuldung - über Kredite bereitgestellt werden. Denn damit ist, 
zusätzlich zum genannten, unheilvollen Verdrängungseffekt, eine materielle Umverteilung verbunden, die weit 
in die Zukunft reicht. Für die Regierenden fällt der Nutzen infolge des Stimmenkaufs augenblicklich an. Für die 
Schulden indessen muß jemand anderer geradestehen. Wer sollte das sein, wenn nicht die kommende(n) 
Generation(en)? 
 
Im eben erschienen Buch „Krise der Inflationskultur“ richtet der deutsche Ökonom Guido Hülsmann seinen 
Scheinwerfer auf die zahlreichen, der keynesianischen Konjunkturtheorie inhärenten Fehler. Deren schwerster 
dürfte wohl darin bestehen, daß Ausgaben, die getätigt werden, ohne dafür auf eine entsprechende 
Ersparnisbildung zurückgreifen zu können, stets negative Konsequenzen nach sich ziehen. Es bleibt – anders 
als uns Politik und Hauptstromökonomie weismachen wollen – niemals ohne nachhaltig schädliche 
Konsequenzen, wenn Geld aus dem Nichts geschaffen und etwa für „Konjunkturpakete“ verpulvert wird… 


